
 

  

S 16 RA 380/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 14
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 RA 380/01
Datum 27.03.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 R 4093/03
Datum 24.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 27. MÃ¤rz 2003
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig sind Beginn und HÃ¶he einer Altersrente.

Der 1939 geborene KlÃ¤ger, der seit 1946 als Vertriebener im Bundesgebiet lebt
und hier Ã¼berwiegend im Ã¶ffentlichen Dienst beschÃ¤ftigt war (nachversicherte
Zeiten von September 1954 bis August 1958, Mai 1959 bis MÃ¤rz 1964, April 1970
bis MÃ¤rz 1974, dazwischen Hochschulausbildung als Forstwirt von April 1966 bis
MÃ¤rz 1970), war seit 1979 fortlaufend arbeitslos gemeldet. Seinen am 19.08.1999
gestellten Antrag auf Altersrente nach Â§ 38 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
VI) a.F. wegen Arbeitslosigkeit lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 22.11.1999 ab
mit der BegrÃ¼ndung, die Voraussetzungen des Â§ 38 SGB VI seien nicht erfÃ¼llt.
Der KlÃ¤ger habe weder die Wartezeit von 15 Jahren erfÃ¼llt â�� vorhanden seien
insoweit lediglich 179 anrechenbare Monate -, noch habe er in den letzten zehn
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Jahren vor der Rentenantragstellung mindestens acht Jahre an Pflichtbeitragszeiten
zurÃ¼ckgelegt; im verlÃ¤ngerten Zehnjahreszeitraum von Juni 1963 bis August
1999 seien lediglich 80 Beitragsmonate nachgewiesen.

Mit seinem Widerspruch begehrte der KlÃ¤ger weiterhin Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit und Vollendung des 60. Lebensjahres. WÃ¤hrend des
Widerspruchsverfahrens erhob er im MÃ¤rz 2001 UntÃ¤tigkeitsklage zum
Sozialgericht (SG). Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid
vom 14.11.2001 unter erneuter ausfÃ¼hrlicher Darlegung des Fehlens der
Anspruchsvoraussetzungen zurÃ¼ck. Sie verwies u.a auf die MÃ¶glichkeit des
Bezugs einer Altersrente nach Â§ 236 SGB VI ab Vollendung des 63. Lebensjahres.
Der KlÃ¤ger fÃ¼hrte die UntÃ¤tigkeitsklage nunmehr als Anfechtungs- und
Leistungsklage mit dem Ziel einer vorzeitigen Altersrente fort.

Mit Bescheid vom 10.07.2002, der Gegenstand des Verfahrens wurde, erkannte die
Beklagte einen Anspruch des KlÃ¤gers auf Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte
nach Â§ 236 SGB VI ab 01.09.2002 (Vollendung des 63. Lebensjahres) an. Der
Rentenzahlbetrag belief sich auf 336,12 Euro. SchriftsÃ¤tzlich teilte die Beklagte
dazu mit, es bestehe keine gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherungspflicht, da
der KlÃ¤ger nach Mitteilung der zustÃ¤ndigen AOK M. die notwendigen
Vorversicherungszeiten nicht erfÃ¼lle. Mangels eines VersicherungsverhÃ¤ltnisses
bestehe auch kein Anspruch auf BeitragszuschÃ¼sse.

Mit weiterem Bescheid vom 13.09.2002 berechnete die Beklagte die Rente unter
Bewertung der Beitragszeiten zwischen September 1954 und MÃ¤rz 1974 als
Beitragszeiten nach Â§ 54 Abs.3 SGB VI wegen beruflicher Ausbildung neu (neuer
monatlicher Rentenzahlbetrag 341,14 Euro).

Mit der weiter aufrecht erhaltenen Klage begehrte der KlÃ¤ger Altersrente bereits
ab 01.09.1999, die ErhÃ¶hung des monatlichen Rentenzahlbetrages auf 725,00
Euro durch die Bewertung weiterer Zeiten als Zeiten beruflicher Ausbildung und
durch BerÃ¼cksichtigung weiterer Anrechnungszeiten, ferner die Bewilligung von
BeitragszuschÃ¼ssen nach Â§Â§ 106, 106a SGB VI zur Kranken- und
Pflegeversicherung.

Das SG wies die Klage nach eingehender ErÃ¶rterung sÃ¤mtlicher Klagepunkte in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung mit Urteil vom 27.03.2003 ab. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte es im wesentlichen aus, die nach Erteilung des Widerspruchsbescheides
zulÃ¤ssigerweise als Anfechtungs- und Leistungsklage fortgefÃ¼hrte Klage sei
unbegrÃ¼ndet. Mit den beiden Gegenstand des Verfahrens gewordenen
Rentenbescheiden vom 10.07.2002 und 13.09.2002 sei die dem KlÃ¤ger
zustehende Altersrente zutreffend zuerkannt und berechnet worden. FÃ¼r eine
Altersrente vor Vollendung des 63. Lebensjahres seien die jeweiligen
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt, insbesondere seien die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Altersrente nach Â§ 38 SGB VI in der im Jahre 1999 geltenden Fassung nicht
gegeben: selbst wenn die Wartezeit von 15 Jahren noch durch Leistung eines
weiteren Monatsbeitrags erfÃ¼llt werden kÃ¶nnte, fehle es an der zusÃ¤tzlichen
Bedingung der Belegung von acht Jahren mit PflichtbeitrÃ¤gen in den letzten zehn
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Jahren vor Beginn der Rente. Auch die Voraussetzungen einer Altersrente wegen
Erwerbsminderung oder Schwerbehinderung lÃ¤gen unstreitig im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum nicht vor. Die ab dem 63. Lebensjahr zuerkannte
Rente sei der HÃ¶he nach zutreffend festgestellt worden. Bei der
Rentenberechnung seien sÃ¤mtliche nachgewiesenen Beitragszeiten sowie
beitragsfreie und beitragsgeminderte Zeiten berÃ¼cksichtigt worden. Anspruch auf
ZuschÃ¼sse zur Kranken- und Pflegeversicherung gem. Â§Â§ 106, 106a SGB VI
bestehe mangels entsprechender freiwilliger Versicherung des KlÃ¤gers nicht, als
sogenannte akzessorische Leistungen seien sie vom Bestehen der maÃ�geblichen
Vertragsbeziehung abhÃ¤ngig. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass das Kranken- oder
PflegeversicherungsverhÃ¤ltnis unzutreffend verneint worden wÃ¤re, bestÃ¤nden
nicht. SchlieÃ�lich sei auch die Ermittlung von Entgeltpunkten im Bescheid vom
13.09.2002 nicht zu beanstanden. Insbesondere die in einem frÃ¼heren SG-
Verfahren zusÃ¤tzlich anerkannten Anrechnungszeiten wegen Arbeitslosigkeit ohne
Leistungsbezug seien zutreffend bei der Ermittlung der Wartezeit, nicht aber bei der
Feststellung von Entgeltpunkten berÃ¼cksichtigt worden. Im Ã¼brigen habe sich
der KlÃ¤ger in seiner eigenen Aufstellung von Beitragszeiten insofern geirrt, als er
einzelne Beitragszeiten irrtÃ¼mlich doppelt berÃ¼cksichtigt habe.

Mit der Berufung wendet sich der KlÃ¤ger gegen dieses Urteil. Neben einer
"Ruhezeit" des Verfahrens im Jahr 2003 begehrt er unter Bezugnahme auf sein
bisheriges Vorbringen insbesondere im frÃ¼heren Schriftsatz vom 01.01.2003 in
erster Linie die RentenerhÃ¶hung durch BerÃ¼cksichtigung von insgesamt 33 mit
dem Faktor 0,9 zu vervielfÃ¤ltigenden Entgeltpunkten (10 Entgeltpunkte fÃ¼r 183
Beitragsmonate, sieben zusÃ¤tzliche Entgeltpunkte fÃ¼r 114 Monate beruflicher
Ausbildung, sechs Monate berufliches Praktikum und 48 Monate an Studienzeiten,
ferner 16 zusÃ¤tzliche Entgeltpunkte fÃ¼r insgesamt 349 Monate an
Anrechnungszeiten wegen Arbeitslosigkeit). Nach seiner Ansicht mÃ¼sste sich
seine Rente auf diese Weise auf 725,- Euro belaufen. Ersatzweise begehre er
"RentenerhÃ¶hung Ã¼berhaupt".

Der KlÃ¤ger, der den Rechtsstreit nicht fÃ¼r entscheidungsreif hÃ¤lt, weil die
Beklagte sich nicht ausreichend zu seinem Vorbringen geÃ¤uÃ�ert habe, beantragt
sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 27.03.2003 und unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom
22.11.1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 14.11.2001 sowie der
Bescheide vom 10.07.2002 und 13.09.2002 zu verpflichten, ihm ab September
1999 unter BerÃ¼cksichtigung der von ihm in seinen Schreiben vom 10.10. 2002
und 01.01.2003 geltend gemachten rentenrechtlichen Zeiten und unter
GewÃ¤hrung von ZuschÃ¼ssen zur Kranken- und Pflegeversicherung eine hÃ¶here
Altersrente zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf das angefochtene Urteil und auf ihr bisheriges Vorbringen.

Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
sowie auf die beigezogenen Rentenakten der Beklagten verwiesen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form â�� und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 151 ff.
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, erweist sich aber nicht als
begrÃ¼ndet.

Der Senat geht im Hinblick auf das nicht immer deutliche Vorbringen des KlÃ¤gers
in unÃ¼bersichtlichen SchriftsÃ¤tzen trotz einer mÃ¶glicherweise von ihm
beabsichtigten Eingrenzung des Berufungsbegehrens auf eine hÃ¶here Altersrente
durch die gewÃ¼nschte Berechnung von Entgeltpunkten davon aus, dass
Gegenstand des Berufungsverfahrens das durch Antragstellung in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem SG formulierte Klagebegehren ist. Dies ergibt sich aus der
Bezugnahme auf die erstinstanzlichen SchriftsÃ¤tze vom 01.01.2003 und
10.10.2002. Der Rechtsstreit ist entgegen der Meinung des KlÃ¤gers
entscheidungsreif.

Zu Recht hat das Erstgericht festgestellt, dass die angefochtenen Bescheide der
Beklagten nicht zu beanstanden sind. Die dem KlÃ¤ger zustehende Altersrente
wurde zutreffend ab 01.09.2002 zuerkannt und berechnet. Alle nachgewiesenen
Beitrags-, beitragsfreien und beitragsgeminderten Zeiten wurden berÃ¼cksichtigt,
auch die Ermittlung von Entgeltpunkten in dem nunmehr maÃ�geblichen
Neuberechnungsbescheid vom 13.09.2002 sowie die Ablehnung von
BeitragszuschÃ¼ssen zu einer Kranken- und Pflegeversicherung entsprechen der
Rechtslage. Auf die AusfÃ¼hrungen des Erstgerichts kann zur Vermeidung von
Wiederholungen gem. Â§ 153 Abs.2 SGG Bezug genommen werden.

Zur ErgÃ¤nzung ist im Hinblick auf das Vorbringen des KlÃ¤gers im
Berufungsverfahren, mit dem er insbesondere auf seinen unzutreffenden
Berechnungen zur RentenhÃ¶he insistiert, noch folgendes hinzuzufÃ¼gen: Zum
einen hat die Beklagte der Rentenberechnung zu Recht 179 Beitragsmonate
zugrundegelegt. Die vom KlÃ¤ger angesetzte Anzahl von 183 Beitragsmonaten
schlieÃ�t nach seinem eigenen Vorbringen die (noch nicht erfolgte) Nachzahlung
von freiwilligen BeitrÃ¤gen fÃ¼r vier Monate (September 1958, August bis Oktober
1966) ein. Eine Nachzahlung freiwilliger BeitrÃ¤ge wÃ¤re gem. Â§ 207 Abs.1 SGB VI
fÃ¼r Zeiten schulischer Ausbildung, die nicht als Anrechnungszeiten
berÃ¼cksichtigt wurden und nicht bereits mit BeitrÃ¤gen belegt sind, noch bis zur
Bestandskraft der angefochtenen Rentenbescheide bzw. bis zur Rechtskraft des
Berufungsurteils auch heute noch mÃ¶glich, allerdings nicht fÃ¼r die vom KlÃ¤ger
angesprochenen Monate. Im September 1958 war der KlÃ¤ger nach seinem
Ausscheiden aus dem Postdienst im August 1958 kurzfristig aushilfsweise
berufstÃ¤tig, eine schulische Ausbildung ist nicht belegt. Die Monate August bis
Oktober 1966 sind ebenfalls nicht belegungsfÃ¤hig: damals fand wÃ¤hrend der
Hochschulausbildung der zweite Teil einer sogenannten Praktischen Lehrzeit statt,
fÃ¼r die offensichtlich keine Versicherungspflicht bestand; dieser Teil der
Ausbildung ist jedoch bereits gem. Â§ 58 Abs.1 Satz 1 Nr.4 SGB VI als
Anrechnungszeit berÃ¼cksichtigt.

In jedem Fall lÃ¤sst sich feststellen, dass eine Nachzahlung fÃ¼r die vom KlÃ¤ger
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gewÃ¼nschte Anzahl von vier Ausbildungsmonaten nur zu einer nicht
nennenswerten RentenerhÃ¶hung fÃ¼hren wÃ¼rde, die sich fÃ¼r den KlÃ¤ger, der
immer wieder Ã¼ber finanziellen Notstand klagte, kaum rentiert: ein frÃ¼herer
Rentenbeginn (Altersrente nach Â§ 38 SGB VI a.F.) kann damit â�� wie im
angefochtenen Urteil dargelegt â�� nicht erreicht werden, weil es insoweit
jedenfalls an dem weiteren Erfordernis von mindestens acht Jahren an
Pflichtbeitragszeiten im maÃ�gebenden Zehnjahreszeitraum vor Rentenbeginn
fehlt. Vorhanden sind in einem (verlÃ¤ngerten) FÃ¼nfjahreszeitraum von Juni 1963
bis August 1999 lediglich 82 PflichtbeitrÃ¤ge (und nicht â�� wie im Bescheid vom
22.11.1999 zunÃ¤chst angegeben â�� 80 PflichtbeitrÃ¤ge).

DarÃ¼ber hinaus ist die vom KlÃ¤ger vorgenommene Berechnung von
Entgeltpunkten schon deshalb unzutreffend, weil er versicherungsrechtliche Zeiten
zugrundelegt, die nach dem im Zeitpunkt des Rentenbeginns (01.09.2002)
geltenden Rentenrecht nicht zur Anrechnung kommen kÃ¶nnen. So erhalten im
Rahmen der Gesamtleistungsbewertung der beitragsfreien Zeiten die
Anrechnungszeiten wegen schulischer Ausbildung, die Ã¼ber drei Jahre
hinausgehen, keine Entgeltpunkte, es kÃ¶nnen daher nurmehr fÃ¼r 36 Monate
Hochschulausbildung Entgeltpunkte berechnet werden, vgl. Â§ 74 Satz 4 SGB VI in
der vor dem 01.01.2005 geltenden Fassung. Ebenso kÃ¶nnen nurmehr 54 Monate
fÃ¼r Zeiten der Arbeitslosigkeit mit Leistungsbezug BerÃ¼cksichtigung finden. Die
langen Zeiten der Arbeitslosigkeit ohne Leistungsbezug wirken sich dagegen bei der
Berechnung von Renten mit einem Rentenbeginn nach dem Jahr 2000 nicht mehr
aus, vgl. Â§ 74 Satz 5 SGB VI in der vor dem 01.01.2005 geltenden Fassung.
DarÃ¼ber hinaus kÃ¶nnen die im Versicherungsverlauf nicht anerkannten
Zwischenzeiten ohne Nachweis, die der KlÃ¤ger in seiner Aufstellung und
Berechnung mit aufgefÃ¼hrt und berÃ¼cksichtigt hat (Zeiten zwischen Oktober
1958 und April 1959, September 1964 und April 1965 sowie Mai 1965 bis Januar
1966), sowie die als Ã�berbrÃ¼ckungszeiten bezeichneten, in einem frÃ¼heren SG-
Verfahren als "Ã�berbrÃ¼ckungstatbestand", nicht aber als Zeiten der
Arbeitslosigkeit anerkannten Zeiten nach dem Ausscheiden aus dem Forstdienst
wegen Beendigung des Referendariats (29.03.1974 â�� 13.05.1975, 01.09. 1976
â�� 27.09.1977) ebenfalls nicht zu einer rentenrechtlichen Anrechnung kommen.
Sie dienen lediglich als Ã�berbrÃ¼ckung zwischen versicherungspflichtiger
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit und einer nachfolgenden Anrechnungszeit
(Tatbestand fÃ¼r die gem. Â§ 58 Abs.2 SGB VI erforderliche Unterbrechung einer
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit), stellen selbst aber keine
Anrechnungszeit dar.

Zu den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers bedarf es entgegen seiner Meinung keiner
weiteren ausfÃ¼hrlichen schriftsÃ¤tzlichen BegrÃ¼ndungen der Beklagten. Diese
hat durch ihre Stellungnahme zum Berufungsbegehren ausreichend dargelegt, dass
sich aus ihrer Sicht daraus keine neuen Gesichtspunkte gegenÃ¼ber den
umfangreichen ErÃ¶rterungen im erstinstanzlichen Verfahren und den
AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Urteil ergeben.

Bei dieser Sachlage konnte die Berufung keinen Erfolg haben. Sie war mit der
Kostenfolge aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen.
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 07.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

http://www.tcpdf.org

